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Förderfähigkeit von Reservekapazitäten beim Breitbandausbau

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In einer E-Mail vom 9. Januar 2020 hat der Projektträger der Bundesförderung 
Breitband, atene KOM GmbH, ein Informationsschreiben unter anderem an 
die Kommunen versandt. Darin heißt es zum Thema Reservekapazitäten bei 
der Dimensionierung der passiven Infrastruktur: „Eine spätere Erweiterung 
des Netzes ist zum Beispiel denkbar, wenn Teilnehmer, die bereits mit 30 
Mbit/s oder mehr versorgt sind und an den geförderten Trassen liegen, nach-
träglich erschlossen werden. Um eine spätere Erweiterung zur Erschließung 
schon versorgter Teilnehmer vorzubereiten, kann ein sogenannter Vortrieb auf 
Basis von Reservekapazitäten erfolgen. Dabei werden über die Mindestvorga-
ben des Materialkonzeptes des Bundes hinausgehende Reservekapazitäten 
verlegt. Diese Ausgaben sind förderfähig. Die zukünftige Erschließung kann 
soweit vorbereitet werden, dass eine Muffe an der Grundstücksgrenze oder 
auch auf dem Grundstück abgelegt wird. Die Ausgaben für Tiefbauleistungen 
und Material sind bis zu der genannten Muffe förderfähig. Die Erstellung von 
Hausanschlüssen ist nicht zulässig“ (https://atenekom.eu/vortrieb-auf-basis-vo
n-reservekapazitaeten/). Daraus folgend ergeben sich Fragen, welche nach An-
sicht der Fragesteller von Seiten der Bundesregierung beantwortet werden 
müssen, da derzeit bei Kommunen und Unternehmen Unsicherheit über die 
Auslegung herrscht.

1. Sind nach Auffassung der Bundesregierung alle Mehraufwendungen für 
die Schaffung der Reservekapazitäten der passiven Infrastruktur mit Aus-
nahme des Hausanschlusses förderfähig?

Die Reservekapazitäten sind Bestandteil des Materialkonzeptes des Bundesför-
derprogramms und insoweit förderfähig.

Deutscher Bundestag Drucksache 19/18420
19. Wahlperiode 30.03.2020

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra­
struktur vom 26. März 2020 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



2. Was bedeutet nach Auslegung der Bundesregierung im in der Vorbemer-
kung der Fragesteller dargestellten Kontext „an den geförderten Trassen“?

a) Fallen darunter auch die Erschließung und das Anbringen der Muffen 
an den Grundstücken der anderen Straßenseite sowie kleine Stichstra-
ßen und Sackgassen?

b) Was würde nach Auffassung der Bundesregierung nicht mehr als 
„Trasse“ gelten?

Geförderte Trassen sind im oben dargestellten Kontext alle für die Erschlie-
ßung des Fördergebietes erforderlichen „Hauptgräben“ (ohne Hausstiche). In 
Zusammenhang mit diesen gefördert erstellten Gräben sollen möglichst alle 
baulichen Vorbereitungen getroffen werden, damit diese bei der späteren Er-
schließung anliegender, aber nicht-geförderter Gebiete nicht erneut ausgeh-
oben, bzw. versiegelt werden müssen, und allen Markteilnehmern zur Verfü-
gung stehen.

3. Wie wirken sich die zukünftig über diese Reserven erschlossenen Hausan-
schlüsse und die daraus generierten Einnahmen nach Kenntnis der 
Bundesregierung auf die Berechnung der Wirtschaftlichkeitslücke aus, 
und wie sind diese Einnahmen im Fördermittelverfahren zu berücksichti-
gen?

Die Nutzung geförderter TK-Infrastruktur (einschl. geförderter Reservekapazi-
täten) unterliegt immer dem offenen und diskrimierungsfreien Zugang (open 
Access). Die Nutzung von geförderten Infrastrukturen im Rahmen des open 
Access ist immer vorleistungsentgeltpflichtig und im Förderverfahren förder-
mittelmindernd zu berücksichtigen.
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